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^Sgralsekretär Volker Rühe: 

{Me Union ist eine 
fartei im Aufwind 
Vil !*.ndesvorstand der CDU hat sich am 23. 
^fts    ehend mit den Vorschlägen zur Wirt_ 

!er Koar "d Währungsunion beschäftigt, die von 
• raten unde der Bundesregierung zuvor 
Jl B0n• Und beschlossen wurden. Vor der Presse 
Se Voannte Generalsekretär Volker Rühe 
Sd.si!;rscn,äge ein historisches Angebot an die 

Sndl      in der DDR» das innen eine feste 

?*r Bii 5e für eine Zukunft in der DDR gebe. 
Se$ A     vorstand habe sich deshalb hinter 
efeht D-8ebot gestellt und es ohne Vorbehalt 

Hüne weiter: 

jere v0?ebot der Bundesregierung zeugt insbeson- 
i^sch 8roßem Respekt gegenüber den älteren 

lel ür?'den Rentnern' wenn man sicn die Einzel" 
^ ein A" 

die Rentenregelung ansieht. Es ist aber 
N)Süb 

An8ebot, das den notwendigen Wettbe- 
Sgträ

erle8ungen der Betriebe in der DDR Rech- 
eSSea'le8nlJnd scn,ießlich entspricht es dem Inter- 
^'e$o •      utscr,en an einer stabilen DM. 
^iebUn

aldemokraten haben vor kurzem die Ver- 
|R°Ll'a,Un'8 deS Staatsvertrages der Währungs- und 

HEUTE AKTUELL 

eS, wi ?? gefordert. Wir haben das strikt abge- 
ltet •        en be' den angegebenen Zeiten. 

A °nta^°h^etzt an der ersten Reaktion auch von 
d 8ebot d'die K°nzeptionslosigkeit der SPD. Das 

erSprj ,er Bundesregierung zerstört die Strategie 
'  ler in der Bundesrepublik eine Neid- 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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Alfred Dregger: 

Gute Lösung für die 
Menschen in der DDR 
Zu den Beschlüssen der Koalition 
zur Währungsunion mit Wirt- 
schafts- und Sozialgemeinschaft 
zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR erklärte 
der Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Alfred 
Dregger: 

Mit ihren Beschlüssen bietet die Koa- 
lition den Menschen in der DDR eine 
gute Lösung an. Unsere Landsleute in 
Mitteldeutschland wissen jetzt: Hel- 
mut Kohl und die Union halten Wort. 
Die Lohn- und Rentenempfänger, wie 
auch die Normalsparer, können sicher 
sein, daß ihre Einkommen bzw. Gut- 
haben durch die Währungsumstellung 
real steigen. Die von uns angebotenen 
Umtauschkurse verbessern auch die 
Leistungsfähigkeit der Unternehmen, 
die sich in Zukunft auf dem Welt- 
markt behaupten müssen. Zugleich 
wird sichergestellt, daß die DM stabil 
bleibt. 

(Fortsetzung von Seite 1) . 
und Angstkampagne zu schüren M 
Termin für die Währungs- und Wi 
schaftsunion in Frage zu stellen. 

Der Bundesvorstand hat we'ter,jsiiü 
die Lage der Union insgesamt 
tiert und ist zu der Auffassung 
gelangt, die auch durch jüngst ^ 
Meinungsumfragen bestätigt 
daß die Union eine Partei im A 

wind ist. 

Die Bundestagswahl 
findet am 2. Dezemberjtg*!^ 

Die Bundesbürger unterstützen, w* 
dieser schwierigen Situation des V   y^ 
gangs zu einem einigen DeutschlaJ'     j. 
der CDU in der Bundesrepublik De „<) 
land geleistet wird. Der Bundesvor^ 
war sich einig, am Termin der Bun 

des- 
halte* 

de* 
tagswahl am 2. Dezember festzu 

Gewürdigt wurde auch die Leistung   ^ 
Ministerpräsidenten der DDR, ^°   ^ 
Maiziere, der in einem überschau^' 
Zeitraum die große Koalition geDl    -, 
und in seiner Regierungserklärung 
Ausdruck gebracht hat, daß auch      • 
Regierung der DDR die Wiedervtf ^ 
gung auf der Grundlage des Arti*e 

anstrebt. 

Freigabe aller DM-Konten für Bewohner der DD^ 
Die Deutsche Bundesbank hat die bis- 
herigen Verfügungsbeschränkungen 
über in der Bundesrepublik Deutsch- 
land einschließlich Berlin (West) bele- 
gene Vermögenswerte aufgehoben. 
Damit können Bewohner der DDR und 
von Berlin (Ost) über ihre privaten 
Konten bei den hiesigen Kreditinstitu- 

ten völlig frei verfügen; bisher als 
„DM-Konto DDR" geführte Konte" 
(Sperrkonten) werden als Freikonten 
weitergeführt. Im Falle eines Trans 
über diese Freikonten können naCjLf 
einer Zusicherung der Staatsbank      . 
DDR die Beträge in der DDR in v0 

Umfang in DM ausgezahlt werden- 
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Angebot der Bundesregierung für 
den Staatsvertrag mit der DDR 

^desregierung und Koalition 
Q en sich nach intensiven 
j^ sPrächen, an denen auch die 
putsche Bundesbank beteiligt 

üieVm 22* und 23* April über 
f
ür rfUndzüge eines Angebots 
Dhö   Staatsvertrag mit der 
run    2Ur Grundung einer Wäh- 
s "Ssunion mit Wirtschafts- und 

,a,gemeinschaft verständigt. 

hah desregierun8 und Koalition 
^H ihr*» U'r,t,„uu,.,„nU,1;t u«i 

s.lrich< 
ihre Entschlossenheit unter- 

die vj5n' gemeinsam mit der DDR 
SCL ^ährungsunion mit Wirt- 
*üm r    Und Sozialgemeinschaft 
Das iUli 1990 zu verwirklichen, 
ist g     gebot der Bundesregierung 
tün

8etragen von der Verantwor- 
te8 8eSenuber der wirtschaftli- 
bej? Und sozialen Entwicklung in 
der <?n Teilen Deutschlands und 
^  Labilität der deutschen Mark. 

hnw n.8ebot umfaßt folgende 

§runHhne und Gehälter sollen 
gegp   atzlich im Verhältnis 1:1 
(ohnUber dem heutigen Stand 
$übv

e Ausgleichszahlungen für 
f0rm

entl°nsabbau und Preisre- 
den 'n der DDR) umgestellt wer- 
ten • Undesregierung und Koali- 
künf?!nd sich dabei einig, daß der 
öede

lgen Lohnpolitik eine große 
higL VtUng für die Wettbewerbsfä- 
*uL    der Betriebe in der DDR K°mmt. 

H Das Rentensystem der DDR 
soll dem Rentensystem in der Bun- 
desrepublik Deutschland ange- 
paßt werden, das heißt: 70 Prozent 
des durchschnittlichen Nettoar- 
beitsverdienstes bei 45 Versiche- 
rungsjahren. Eine solche Regelung 
bedeutet, daß die meisten Renten 
in D-Mark höher liegen werden 
als heute in Mark der DDR. 
Soweit in Einzelfällen sich ein 
niedrigerer Betrag in D-Mark 
gegenüber der bisherigen Höhe 
der Mark der DDR ergibt, wird 
sichergestellt, daß die bisherige 
Rentenhöhe in D-Mark gezahlt 
wird. 
H Die Geld- und Kreditbestände 
der in der DDR lebenden Deut- 
schen sollen grundsätzlich im Ver- 
hältnis 2:1 umgestellt werden. Pro 
Person soll jedoch ein Betrag von 
bis zu 4000 Mark der DDR im 
Verhältnis 1:1 umgetauscht wer- 
den können (Bargeld und Spar- 
konten zusammengenommen). Bei 
der darüber hinausgehenden 
Umstellung von 2:1 sollen Miß- 
brauchsmöglichkeiten ausge- 
schlossen werden. 
| Für nicht in der DDR Ansäs- 

sige sollen angemessene Regelun- 
gen vereinbart werden. Diese 
Regelungen sollen u. a. dem seit 
dem 1. Januar 1990 geltenden 
Umtauschkurs von 3:1 Rechnung 
tragen. 
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Kommentare 
Ein gutes Angebot 
Doch niemand darf annehmen, jetzt seien 
schon die größten Probleme bei der Wäh- 
rungsunion gelöst. Sie stecken nicht nur im 
Detail, sondern sie verbergen sich in einer 
Fülle hinter Fragen, die direkt mit den 
Umtauschkursen nichts zu tun haben und 
die vielfach nicht einmal in griffige Zahlen 
gekleidet werden können. Aber diese Pro- 
bleme können ruhiger angegangen werden, 
nachdem vor allem die Bürger in der DDR 
wissen, welche materielle Basis sie zu 
erwarten haben. Das Angebot Bonns ist 
insgesamt so gut ausgefallen, daß es jetzt 
keinen vernünftigen Grund mehr für das 
Verlassen der Heimat gibt. 

Rheinische Post 
• • • 

Vielen Bedenken 
Rechnung getragen 
Endlich ist die Diskussion aus dem Groben 
heraus, und das tut dem Thema Wäh- 
rungsunion politisch wie wirtschaftlich gut. 
Der Umtausch geschieht nicht nach griffi- 
gen Faustformeln 1:1 oder 2:1, sondern es 
wird vernünftigerweise differenziert. Damit 
hat die Bundesregierung vielen Bedenken 
Rechnung getragen. 

Deutsches Fernsehen 

• • • 

DDR-Bürger können 
zufrieden sein 
Ich denke, die Bürger in der DDR können 
mit dem zufrieden sein, was die Bundesre- 
gierung ihnen angeboten hat. Sie erhalten 
jetzt endgültig ein Zahlungsmittel, mit dem 
sie in der ganzen Welt etwas anfangen 
können, und davon können eigentlich die 
Bürger in den anderen sozialistischen 
Staaten — in Ungarn oder in der Tsche- 
choslowakei — nur träumen. ZDF 

Ein faires Angebot 
Dieses Angebot macht nicht alle B*u ,^\ 
träume der DDR-Bürger wahr, abe*J„ei 
es schon. Damit stehen die DDR-fff! ^,7. 
nach der Währungsunion nicht v^' ^j/5 
tellos dar. Die Rentner werden eben) 
angemessen bedient. Übersiedeln v*    ^ 
Westen lohnt sich für DDR-Senioren

k 

noch. Norddeutscher Bun 

ebot-- 

• • • 

Die große Chance 
Ein ungewöhnlich großzügiges Ang 
Bundeskanzler Kohl hat damit ^°r ß 
gehalten. Und all jene Lügen gestrO)< • (. 
— wider besseres Wissen — der °u .eJi..- 
gierung Wahlbetrug vorgeworfen na 

Das Angebot der Bundesregierung    .fl 
den Weg auf wie auch die Mensche    j 
der DDR ihr Schicksal selbst in die ^ 
nehmen und sich aus eigener Kroß 
Wohlstand aufbauen können. •• „ 

Es ist eine große Chance für die M^fi 
in der DDR. Sie bekommen als St& ^. 
das Beste, was die Bundesrepublik * 
ten hat: die D-Mark. Es liegt jetzt a 
ihnen, daraus für ihre Zukunft das     ^ 
zu machen.       Frankfurter Ne°e 

„Interessantes Angebot 
DDR-Regierungssprecher Mattfr*fl, 
Gehler nannte das Ergebnis der 
ner Kabinettsrunde ein «'nlereSLeH' 
Verhandlungsangebot". Die RalLjcfi- 
bedingungen bewegten sich "in.  rd

e 

tung der Vorstellungen, die Lot  ..^ 
Maiziere in seiner Regierungsef 

rung dargestellt" habe. Sie stund1 
auch nicht im Widerspruch zu ~Q\), 
Koalitionsvereinbarungen von 
DSU, Demokratischem Auftrug 
SPD und Liberalen. 
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^rbert Blüm: 

Unsere Leistung — 
der Ausbau des Sozialstaates 

Neu.«   • 
sich sl °21s»lpolitik seit 1982 kann 
S°*iali •  ,assen* Wir haben die 

%t£ e,sfungen in den vergangenen 
den bT: kraft«g aufgestockt. 1990 wer- 

Viill "ns rund 705 Mrd- DM für 

*N e!ei5IUn8en aufgewendet. Das ist 
Hr S Drittel »der 178 Mrd. DM 
St$an! !9**2, dem Jahr unseres 
°*»al| •   ts* Die Gesamtheit aller 

Miitop
eistui,gen hat damit ein Finanz- 

gfoß j*n «'reicht, das etwa 2%mal so 
'*• Fü^Jf **er gesamte Bundeshaus- 

rePublit   0ziales wird in der Bundes- 
|ebeil', 

ru«d 13mal mehr Geld ausge- 
°M). 2? für Verteidigung (54,2 Mrd. 
jjel die t

r°.KoPf der Bevölkerung stie- 
gt sei* ,,istlIilgen für soziale Sicher- 
Sl ii ,?82 von 8.543 DM auf 1990 

U-300 DM 

Sn 
%i dj!6"^6 Zahlenvergleiche verdeutli- 

rS07ia,    nde zum Besseren im Bereich 
^en Sicherheit: 

l9§2r *, ha«en wir Minus-Wachstum: 

Vh  
lnuslProzent- 

S3 /b en wir Wachstum; 1988 real 

^ön ' 1989 real Plus 4 Prozent' nen es wieder 4 Prozent werden. 
>als 

Hck'4!S
Q|

in8en d»e Realeinkommen 
%s 2 , °*: minus 1,8 Prozent, 1982: 

1A 
nEen-     Wlr rea,e Einkommensstei- 

C?,S ^o2' 
2vviscr»en 1985 und 1990 plus 

Wochl ~~ und das Dei einer tarifli" Chenarbeitszeit, die im Durch- 

schnitt von 40 auf 38'/2 Stunden gesunken 
ist, und einem Mehr an Urlaubstagen. 
Allein 36 Prozent der Steigerung des ver- 
fügbaren Einkommens, die ein Durch- 
schnittsverdiener (verheiratet, zwei Kin- 
der) zwischen 1985 und 1990 zu verzeich- 
nen hat, gehen auf steuerliche Entlastun- 
gen zurück. 
• Damals hatten wir dramatische Arbeits- 
platzverluste: Anfang der 80er Jahre gin- 
gen eine Million Arbeitsplätze verloren. 
Heute haben wir kräftige Arbeitsplatzge- 
winne: allein von Februar 1989 zu 
Februar 1990 plus 504.000 Arbeitsplätze, 
von 1983 bis heute über 1,5 Millionen 
Arbeitsplätze mehr und mit 28 Mio. den 
höchsten Beschäftigungsstand in der 
Nachkriegsgeschichte. Nie zuvor gab der 
Staat mehr Mittel für Qualifizierungs- 
maßnahmen, Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen und andere Fördermaßnahmen 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik aus: 
1982: 6,9 Mrd. DM, 1987: 13,2 Mrd. DM, 
1989: 15,7 Mrd. DM, 1990: 17,7 Mrd. 
DM. Nie zuvor hatten bei uns mehr Men- 
schen Arbeit, nie zuvor zahlten mehr 
Menschen Beiträge in unsere Sozialkas- 
sen. 
• Damals hatten wir einen Sozialstaat, 
der vor der Zahlungsunfähigkeit stand. 
Die Rentenkasse hatte nur noch Geld bis 
August 1983. 
Heute haben wir volle Sozialkassen mit 
einem Überschuß von 16 Mrd. DM allein 
im Jahr 1989 und deshalb soziale Sicher- 
heit auf sicherem Fundament. 
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Erfolge der 
Gesundheitsreform 
Allein die gesetzlichen Krankenversiche- 
rungen haben 1989 über neun Mrd. DM 
mehr eingenommen, als sie ausgeben 
mußten. Im Vorjahr war es noch umge- 
kehrt: Die Ausgaben lagen 1,7 Mrd. DM 
höher als die Einnahmen. Unsere Kriti- 
ker sind widerlegt. Inzwischen sieht 
jeder: Die Gesundheitsreform zeigt Wir- 
kung — und sie wirkt positiv. Bei gleich- 
bleibend hoher Qualität unserer medizini- 
schen Versorgung machen mehr Wettbe- 
werb und mehr Wirtschaftlichkeit mög- 
lich, was von vornherein unsere Ziele 
waren: 

• Ziel: Entlastung der Beitragszahler 
durch sinkende Beitragssätze und durch 
den Wegfall von Zuzahlungen. 
Ohne Reform wäre der durchschnittliche 
Beitragssatz zur gesetzlichen Krankenver- 
sicherung 1989 auf 13,5 Prozent und 1990 
auf 14 Prozent gestiegen — durch die 
Reform blieb er 1989 erstmals seit Jahren 
stabil bei 12,9 Prozent. Zum Jahresbeginn 
1990 ist er sogar gesunken — auf 12,8 
Prozent, und er wird weiter sinken! 

Zum 1. Januar 1990 haben 
• 81 Ortskrankenkassen ihre Beiträge 

um bis zu 1,1 Prozentpunkte gesenkt. 
• 136 Betriebskrankenkassen ihre Bei- 

träge um 0,3 bis 2,4 Prozentpunkte 
gesenkt. 

• 74 Innungskrankenkassen ihre Bei- 
träge um bis zu 1,6 Prozentpunkte 
gesenkt. 

• auch 4 Ersatzkassen ihre Beiträge um 
bis zu 0,9 Prozentpunkte gesenkt. 

4,8 Millionen Beitragszahler wurden 
dadurch bereits entlastet. Für die näch- 
sten Monate wurden von zahlreichen 
Kassen weitere Beitragssenkungen ange- 
kündigt, die noch einmal 5,9 Millionen 

Sie sp" Beitragszahler entlasten werden. =»' . ^ 
ren dadurch 17,7 Mrd. DM, die sie°$ 
unsere Reform allein 1989 und 199° 
zahlen müßten. 

1< 
Hinzu kommt die Entlastung bei r • 
Millionen Renten. Denn erstmals s    . 
Jahren erhalten die Rentner zum ••   . 
1990 aufgrund der Erfolge der GesU

sU„g. 
heitsreform eine volle Rentenanpa 

Entlastet werden die Patienten auc 
durch den Festbetrag. Wann je ist      ,, 
Pharmaindustrie mehr unter Preis    s 

geraten als durch unsere Reform •  ^ 
kommt allen zugute. Für MillioneI? 
Patienten entfällt seit September d'     s 

Rezeptgebühr von 3 DM, wenn sie 
der bisher fast 2.000 Arzneimittel/1 ^f. 
men, die vom Festbetrag abgedeck 
den. 

Mit den bereits beschlossenen Fes     „, 
gen, die zum 1. Juli 1990 in Kraft tre^ 
werden es fast 4.500 Arzneimitte' s    'ef. 
die die Zuzahlung entfällt. Die V 
ten sparen dadurch 350 Mio. D^   fl 
Rezeptgebühren, die Krankenkasse 
durch die gesunkenen Preise 475     flVo!' 
DM. Dieses Geld können sie für ^ 
leres verwenden, etwa für unser 

Ziel: Ausbau der Vorsorge 
itsfe' 

Dafür werden durch die Gesundhei   )t: 

form rd. 1 Mrd. DM mehr bereitgeS 

z.B. für den neuen regelmäßige0 ... er 

„Gesundheits-Check-up" für alle u 
35jährigen, für die flächendecken      fl 

Gruppenprophylaxe zur Verhütung  ^, 
Zahnerkrankungen für rd. 6 Mi°-      g 
für eine weitere Vorsorgeuntersuc    . f(j, 
etwa ein Jahr vor der Einschulung    .fCj. 
600.000 Kindern jährlich und für2 

ehe andere Vorsorgemaßnahmen. 

• Ziel: mehr Solidarität und Hur"a£j|ef 
durch den Einstieg in die häusliche 
Seit dem 1. Januar 1989 gibt es den

rpfle- 
geurlaub für diejenigen, die Schw 
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rund6
ürftige pflegen. Allein 1989 haben 

fina     °°0 stille Samariter dafür eine 

^°00 Me HÜfe erha,ten- Das sind 

geh0if Menschen mehr, denen konkret 
% j)fl

en wurde. Ab 1. Januar 1991 wird 
der K e£erjedürftigen zudem eine von 
fii^^enkasse bezahlte Ersatzkraft 
feste|, tUnden im Monat zur Verfügung 
^M ^" ^lternativ erhalten sie dafür 400 
S^natlich. 
k^   Sen verbessert auch die zum 1. 
derSte        

in Kraft getretene 3. Stufe 
der {if, Uerreform die finanzielle Situation 
^r p e?erjedürftigen und ihrer Helfer. 
eine fi

eibetrag für Pflegebedürftige, die 
'•20o j. ^shaltshilfe beschäftigen, ist von 
V    M auf 1.800 DM angehoben wor- 

Vn /*ümanität neue 
^hrts tswege geebnet 

^ß be-e^ eingeführt wurde die Regelung, 
S°*ialv   escnaftigung einer oder eines 
St«Hte 

ersicherungspflichtigen Hausange- 
^eüerli 

sogar bis zu 12.000 DM im Jahr 
S|H r>    ?'s Sonderausgaben absetzbar 
N'kzt ^\ fördern wir neue Arbeits- 
buch?- Privathaushalten und mehr 
Vial     he Zuwendung. 
l'lc. Sie

P0l,tik ist mehr als Verteilungspoli- 
Vr<J?tscheidet auch über die Zukunft 
St 

is2u sammenlebens. Wir wollen 
e«ne -^^ellschaft, in der für alle Pro- 
h w«    eijs die anderen zuständig sind, 

eit ,1?5 Abdankung der Selbstän- 
Jer. Seih

nd Bündigkeit unserer Mitbür- 
Ssel, Verantwortung ist die Quelle 
Hstv StWertgefühls der Menschen. 
?'lVeram ntWortung ist die Stütze der 
5t. Q,* °rtung und damit der Solida- 
h^thiif SozialPolitik ist Hilfe zur 
%, d 'e, Motor für mehr Solidarität. 
Nn sie?1 aUCn die Gesundheitsreform, 
°^entri      tungen auf das Notwendige 

rt, um größere Lebensrisiken, 

die über die Kraft des einzelnen gehen, 
solidarisch abzusichern. Wir wollen, daß 
auch weiterhin allen Bürgern die Leistun- 
gen der modernen Spitzenmedizin zur 
Verfügung stehen können: ob Sozialhilfe- 
empfänger, Arbeiter, Angestellter oder 
Direktor. Sie alle sollen, wenn sie es brau- 
chen, teure Operationen, Transplantatio- 
nen oder sonstige Hilfen bekommen und 
medizinische Großgeräte nutzen können, 
die auf dem höchsten Stand der Technik 
sind. Sie alle sollen die neuen Vorsorge- 
maßnahmen und Pflegehilfen in 
Anspruch nehmen können. Das Geld ist 
dafür besser angelegt als für nicht not- 
wendige Taxifahrten, überflüssigen Arz- 
neimittelkonsum oder zu hohe Honorare. 

Sichere und sozial 
gerechtere Renten 
Auch bei der Rentenversicherung zeigen 
sich deutlich die Erfolge unserer Politik, 
die sozial sensibel ist für die Bedürfnisse 
der Menschen und darauf achtet, daß die 
Leistungskraft von Wirtschafts- und 
Sozialsystem aufeinander abgestimmt ist. 
Wir haben dafür gesorgt, daß sich die 
Rentenversicherung wieder in einer soli- 
den Verfassung befindet. Ende 1982 war 
sie auf einem finanziellen Tiefpunkt 
angekommen. Seit 1985 gibt es dagegen 
wieder Überschüsse, jetzt bereits im fünf- 
ten aufeinanderfolgenden Jahr. Die 
Schwankungsreserve konnte im letzten 
Jahr auf 25,8 Mrd. DM ausgebaut wer- 
den, was zwei Monatsausgaben ent- 
spricht. Wir stehen für den Aufbau und 
den Ausbau unseres Rentensystems 
durch eine Sozialpolitik, die neue Wege 
der sozialen Gerechtigkeit und neue 
Wege der Humanität beim Austritt aus 
dem Berufsleben beschritten hat. Ich 
denke etwa 
• an die Herabsetzung der Mindestbei- 

tragszeit für das Altersruhegeld ab 65 
Jahre von 15 auf 5 Jahre, wodurch fast 
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200.000 Frauen eine eigene Rente 
erhielten; 

an die Anerkennung von drei Erzie- 
hungsjahren bei Geburten ab 1992, 
mit der wir das 1986 eingeführte Erzie- 
hungsjahr in der Rente gleich um zwei 
Jahre aufstocken. 1,5 Mio. jüngere 
Mütter ab Jahrgang 1921 und 2,8 Mio. 
Mütter der Geburtsjahrgänge 1916 
und früher erhalten bereits eine Kin- 
dererziehungsleistung bei der Rente. 
Ab Oktober 1990 kommen die Mütter 
der Jahrgänge 1917 bis 1920 dazu. 
Dann ist das große Werk vollendet, 
der Durchbruch zu neuen Ufern in der 
Rentenversicherung für alle Mütter 
geschafft, ein hundertjähriges Unrecht 
gegenüber Frauen beseitigt; 

an die Kinderberücksichtigungszeiten, 
die ab 1992 ohne Beitragsleistung "ver- 
hindern, daß sich erziehungsbedingte 
Lücken in der Rentenbiographie von 
Frauen nachteilig auswirken; 

an die neuen Pflegeberücksichtigungs- 
zeiten ab 1992, die die unschätzbare 
Arbeit derer endlich auch bei der Ren- 
ten anerkennen, die pflegebedürftige 
Angehörige in der Familie betreuen; 

an das Ersetzen der frauen- und fami- 
lenfeindlichen Halbbelegung im alten 
Rentenrecht durch das neue, wesent- 
lich gerechtere System der Gesamtlei- 
stungsbewertung ; 

an das stärkere Einbinden des Staates 
in die Verantwortung für die Siche- 
rung der Renten angesichts ungünsti- 
ger werdender Altersstrukturen unse- 
rer Bevölkerung; 

an die neu geschaffene Möglichkeit, 
ab 1992 endlich nicht mehr abrupt von 
einem zu nächsten Tag aus dem 
Erwerbsleben ausscheiden zu müssen, 

sondern durch Altersteilzeit fl«^ 
den Ruhestand gleiten zu könne 

Wir brauchen uns auch mit unsere
Inl 

Sozialpolitik nicht zu verstecken-      -ft 
Gegenteil: Wir können stolz d#

ar*ü
f 

daß wir unsere Sozialsysteme in o     . 
ersten Phase nach der Regierungs« ^ 
nähme vor dem Zusammenbruch     . 
haben. In der zweiten Phase haben     .. 
sie stabilisiert. Danach haben wJf 

gebaut: durch die Gesundheitsretc)   > 
durch die Renten- und die Steuerr 
und auch durch weitere große f3/"1^ d* 
politische Meilensteine: Ich denk     ( 

Erziehungsgeld, das von 1986 bis n     |. 
über 2,5 Mio. Müttern oder Vätern j^ 
fen hat. Ich denke an die neu gesC   $ 
Bundesstiftung „Mutter und Kin'f* 'ja*n 
seit 1984 über 300.000 Familien a&p 
Kindern möglich gemacht hat m>      .j 
von über 600 Mio. DM. Erziehung\*a 

ebenso wie unsere anderen neuen     <„• 

Kindern möglich gemacht hat m» .j 
von über 600 Mio. DM. Erziehung',*^ 
und die Stiftung „Mutter und K»n ^ 
ebenso wie unsere anderen neuen «, 
nahmen notwendige und w'cntl^e

ßSsy- 
zungen unseres sozialen Sicherung 
stems. eC|,tif 
Die Solidarität stärken, soziale Ge,, 
keit ausbauen und der Humanität     z«i 
Vorfahrtwege ebnen - das sind N   ^ 
chen unserer Sozialpolitik der verg 
nen 8 Jahre. 

ft 
UiD-Dokumentatiqn 
Die Dokumentation „Die Zuku'lrij. 
ländlichen Raumes sichern" in1' »p, 
nen Teil dieser Ausgabe ist als       ~. 
Dokumentation 14/90 in Broscn 
Form in unserem IS-Versandzen 
Postfach 13 28,4804 Versmold, a 
sofort zu beziehen. 
Bestell-Nr.: 5251 
Mindestabnahme: 50 Exemplar 
Preis je 50 Exemplare: 20, - 
zuzügl. MwSt. 
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D 
5jotheeWilms: 

ute Zonenrandf orderung muß 
Nächst noch fortgesetzt werden 
Flir wllionen DM sind im Jahre 1989 
\\^a?Ure^e und soziale Förderungs- 
^ten     en der Bundesregierung im 
ty^ rJn^gebiet aufgewendet worden, 
'""er/       e d'e Bundesministerin für 
^'lih7UtSCne Beziehungen, Dorothee 
^ >!' an,äßlich der Veröffentlichung 
H^J^nrandberichtes 1989 ihres 
%,' °er Bericht belegt, in wel- 
•Üe^^fang und in welcher Vielfalt 
^in!i ?   und kulturelle Infrastruk- 
rur ,, °nenrandgebiet durch den 

Unterstütztwird. 

Hi|fen 
ach der Grenzöffnung sind diese 

^n p^~~~ So Dorothee Wilms — neben 
Schaft    

erungsprogrammen für Wirt- 
^de   

nd Verkehr von besonderer 
^r pö ^ng fur das Zonenrandgebiet. Ziel 
e'Sitt      ng War es auch im Jahre 1989' 
^eti2g

e£in Deutschland liegendes 
^ti(jjg   'et nicht zu einem Raum mit 
SteIabnehmender Bevölkerungs- 
H    nd nachlassender Wirtschafts- 
\z 

erden zu lassen. 
ülture.,enrandförderung im sozialen und 

Bereich umfaßte im einzel- 

nen: Kulturelle Maßnahmen, Einrichtun- 
gen und Veranstaltungen (insbesondere 
im Bereich der Erwachsenenbildung, des 
Büchereiwesens, der Theater- und Fest- 
spiele, der Musikpflege, des Baues von 
Tagungsstätten, der Heimat- und Volks- 
tumspflege und der Denkmalpflege), den 
Bau und die Einrichtung von Kindergär- 
ten, Schulen und Sporteinrichtungen, 
Stätten der Jugendarbeit, Erholungsein- 
richtungen und Einrichtungen für die 
ältere Generation, Rehabilitationsstätten, 
Werkstätten und Wohnanlagen für Behin- 
derte sowie den Wohnungsbau. 

Förderschwerpunkt 1989: 
Sport und Kultur  
Ein besonderer Schwerpunkt der Förde- 
rung lag im Jahre 1989 auf kulturellen 
und auf Sportmaßnahmen. Dies ent- 
sprach der besonders hohen Nachfrage in 
diesen Bereichen. Im einzelnen verteilten 
sich die Aufwendungen des Bundes für 
die soziale und kulturelle Zonenrandför- 
derung des Jahres 1989 auf folgende 
Bereiche: 

SS kulturelle Maßnahmen 
8 Sportmaßnahmen 

r* Einrichtungen der beruflichen Bildung 
! a ^fhabilitationseinrichtungen 
ij» Einrichtungen für die ältere Generation 

!j Einrichtungen der Jugendarbeit 
in? Erholungseinrichtungen 
^Schulen8 

** Kindergärten 

51,3 Mio. DM 
28,6 Mio. DM 
7,6 Mio. DM 
9,6 Mio. DM 
7,8 Mio. DM 

10,8 Mio. DM 
0,6 Mio. DM 
10,6 Mio. DM 
4,6 Mio. DM 
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Nur mit dieser Förderung war es mög- 
lich, so Dorothee Wilms, ein dem übrigen 
Bundesgebiet mindestens vergleichbares 
Angebot an kulturellen Veranstaltungen 
wie sozialen Einrichtungen zu gewährlei- 
sten. Darüber hinaus war das Zonenrand- 
gebiet aber auch an anderen bundeswei- 
ten Programmen zur Förderung sozialer 
und kultureller Einrichtungen beteiligt. 
Die in diesem Rahmen bewilligten Bun- 
deszuschüsse summierten sich 1989 auf 
insgesamt 54,1 Millionen DM zuzüglich 
7 Millionen DM für 32 Projekte insbeson- 
dere des beruflichen Schulbaus aus Mit- 
teln der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" und neun Förderungsvorhaben, für 
die 11,7 Millionen DM zinsgünstige ERP- 
Darlehen zugesagt wurden. 

Maßgeblich für den Erfolg der gesamten 
Zonenrandförderung sind daneben Maß- 
nahmen zur Schaffung und Sicherung 
von Arbeitsplätzen einschließlich des 
Ausbaus der wirtschaftsnahen Infrastruk- 
tur. Hierfür wurden Investitionszulagen 
und -Zuschüsse in Höhe von ca. 582 Mil- 
lionen DM bereitgestellt. Damit wurde 

Insgesamt 22000 Dauer- 
arbeitsplätze geschaffen 
ein Investitionsvolumen von rd. 8,9 Milli- 
arden DM gefördert. Nach Angaben der 
begünstigten Unternehmen wurden dabei 
insgesamt 22.000 zusätzliche Dauerar- 
beitsplätze geschaffen und etwa 94.000 
Arbeitsplätze durch Maßnahmen der Pro- 
duktionsumstellung oder grundlegenden 
Rationalisierung gesichert. 

Auch für die nähere Zukunft hält die 
Bundesministerin die Zonenrandförde- 
rung für unverzichtbar. Sie betonte: „Die 
Öffnung der innerdeutschen Grenze im 
November 1989 und die guten Aussichten 
auf eine baldige Wiedervereinigung las- 
sen hoffen, daß die Zonenrandförderung 

in absehbarer Zeit nicht mehr erfor    f. 
lieh sein wird. Noch aber liegen die 
aussetzungen für einen ungehindert 
Wirtschaftsverkehr über die innerd 
sehe Grenze hinweg nicht vor. Zu"   . el. 
müssen wir mit Anpassungsschwie   . 
ten beim Aufeinandertreffen von z ^ 
unterschiedlichen Wirtschaftssystem 
rechnen. Die damit verbundenen r     t 

bleme können nur mit der Zeit bew   „ 
werden. Die Zonenrandförderung 
daher zunächst und über den Tag    ^ 
deutschen Einheit hinaus fortgese 
den. Ein vorschnelles Abgehen von 
Zonenrandförderung darf es so lang6. 

nicht geben, bis diese Region die '     j 
füll« zukommende Brückenfunktion er 

und es der besonderen Bevorzugung 
durch das Zonenrandförderungsge     t 
nicht mehr bedarf. 

Zum erstenmal eine 
Frau Polizeipräsident 
in Baden-Württembef!; 

Das Land Baden-Württemberg |£. 
bald seine erste Polizeipräsid^1 

Die derzeit noch im Stuttgartef 

Innenministerium tätige Reg,e' M 

rungsdirektorin Hildegard ".   s$j- 
(39) wird Anfang Mai Polizeipr 

dent in in Karlsruhe. 
Der baden-württembergische 'nn

per. 
minister Dietmar Schlee, der die 
sonalentscheidung bekanntgab 
in der Wahl ein Signal für eine ve ' 
stärkte Öffnung des Polizeiberute 
auch für Frauen. Da sich weibl>c hft 

Polizeikräfte bislang bestens b*w kti°' 
hätten, müßten auch Führungs'^   f 

nen für Frauen offen sein, erkla 
Frau Gerecke, eine Juristin, is1       $ 
Tochter des früheren Karlsruher^,. 
despolizeipräsidenten Heinz Gej^y 
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_gswehr-Forum 

Nil Breuer: Die 
^legitime Kind 
beut   men des Programmes der CDU 
Ca hIands „CDU an der Seite der 
dj'aeswehr« fand am 29. März 1990 
Bun(T

eite große Veranstaltung auf 
»BuJ?ebeile statt- Unter dem Motto 
SU ^eswehr-Forum" versammelten 
^en      250 Teilnehmer im Konrad- 
der y

Uer-Haus in Bonn. Hauptredner 
gun erai*staltung war Bundesverteidi- 
öe,Sinister Gerhard Stoltenberg. 
Do,,. Ulldeswehrbeauftraete der CDU irbeauftragt« 

_ .'aul 
v«ranstaltung. 

di^chlands Paul Breuer eröfl 

blijj J^ren mit dem Modell Bundesrepu- 
\n 

eutschland erfolgreich." Mit diesen 
CD^.zeichnete der Beauftragte der 
tagSa, ür die Bundeswehr und Bundes- 
«itier 

8e°rdnete, Paul Breuer, das Bild 
cher p^o^greichen Demokratie westli- 
Geni 

rä8ung innerhalb der europäischen 
latitjs 1JJSchaft und als Partner im Nordat- 
\y    chen Bündnis. Der bundesdeutsche 
die j, ei auch deshalb so erfolgreich, weil 
War ,°n2ePtion der NATO erfolgreich 
.big j!t0nte Paul Breuer und fuhr fort: 

°r8an' ^T° ist auf dem KonsensPrinziP 
einan!jS,ert' das 16 souveräne Staaten mit- 
der £ 

er Verbindet. Das war kein Prinzip 
prinzi Desorganisation, sondern ein 
nen p     es Konsenses zwischen souverä- 
<Jies<Ji?nern-" Nach Ansicht Breuers ist 

rda 
Erfolg 
»•nken. 

auch der Bundeswehr zu 

Blei h 
%»n     Warr,te Breuer davor, die Verän- 
>.Sicup en ir» Europa außer acht zu lassen. 

Ste f-    tspo,itik ist"' so der Beauf" leidiR 
Ur die Bundeswehr, „mehr als Ver- 

6Un8spolitik, sie ist Wirtschaftspoli- 

Bundeswehr ist 
der Demokratie 

tik, Kulturpolitik und vieles mehr." 
Breuer hob hervor: „Die europäische 
Sicherheitspolitik, die Sicherheitspolitik 
der Bundesrepublik, eingebunden in die 
europäische und transatlantische Sicher- 
heitspolitik, wird die neuen kulturellen 
Strömungen in Europa aufnehmen müs- 
sen, um auch in der Zukunft konsensfä- 
hig zu bleiben." Nach Ansicht des Wehr- 
experten werde mit dieser Einbindung in 
internationale Bezugspunkte auch der 
Standort der Bundesrepublik eindeutig 
bestimmt. „Wir können nur im Westen, 
im christlichen Abendland, verbunden 
mit den Werten westlicher Demokratien, 
also in der NATO stehen", so Breuer 
wörtlich. 

Für Frieden und Freiheit  

Mit Blick auf die Bundeswehr kritisierte 
Breuer diejenigen, die für die Bundes- 
wehr eine neue Legitimation forderten. 
„Die Bundeswehr ist das legitime Kind 
der Demokratie", betonte Breuer und 
führte aus, mit der Bundeswehr habe die 
Bundesrepublik Deutschland ihre Souve- 
ränität bekommen. Die Mitgliedschaft im 
westlichen Bündnis habe der Bundesre- 
publik die Politikfähigkeit und damit die 
Möglichkeit gegeben, mitzureden und 
Einfluß zu nehmen. Breuer: „Diese Legi- 
timation für die Bundeswehr, die es bis- 
her geschafft hat, unseren Beitrag für 
Frieden und für Freiheit zu leisten, bleibt 
auch in einem neuen zukünftigen Europa 
bestehen." 
Diese Legitimation, so Breuer, sei insbe- 
sondere durch die Einbindung der Bun- 
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deswehr in unser Gemeinwesen und die 
Integration in unsere Gesellschaft vor- 
handen. Der Erfolg sei in der Tatsache 
begründet, daß die Bundeswehr eine 
Wehrpflichtarmee sei. Der junge Staats- 
bürger in Uniform erkenne zusammen 
mit den Zeit- und Berufssoldaten die Ver- 
pflichtung, durch seinen Dienst zur 
Erhaltung der Freiheit und des Friedens 
beizutragen. 
Damit sei gewährleistet, betonte Breuer, 
„daß Rechte und Pflichten und nicht nur 
Rechte gegeneinander abzuwägen und 
miteinander zu verbinden sind. Dies ist in 
einem demokratischen Staatswesen not- 
wendig und bildet den Nährboden für die 
Legitimation in einem demokratischen 
Staat." 
Nach Auffassung Breuers würde die 
Demokratie an Glaubwürdigkeit verlie- 
ren, gehe es nur noch darum, sich Rechte 
zu nehmen. 
Abschließend betonte Breuer, die Bun- 
deswehr werde erheblich verkleinert wer- 
den, aber bei aller Umgestaltung in der 
Zukunft bestehe die Notwendigkeit für 
eine Wehrpflichtarmee. 

Arbeit in den Arbeitskreisen 

Die auf der Fach-Tagung gebildeten 
Arbeitskreise wurden von Fachabgeord- 
neten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
geleitet. Bernd Wilz, verteidigungspoliti- 
scher Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, saß dem Arbeitskreis „Die 
Zukunft der Bundeswehr" vor, Johannes 
Ganz, Berichterstatter Soziales im Vertei- 
digungsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages, betreute den Arbeitskreis „Soziale 
Lage der Soldaten" und Karl Lamers, 
abrüstungspolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, leitete 
den Arbeitskreis „Sicherheitspolitische 
Lage in Europa". 

Bernd Wilz:   
Die CDU muß auch kün% 
die Meinungsführerschaj; 
in der Verteidigungspol[Ü 
behalten 

Die von Kabinett und Koalition im 
Dezember 1989 beschlossene Bundes- 
wehrplanung fand Zustimmung- jn    -^ 
Erwartung der Ergebnisse von Wien 
danach der Umfang der Streitkräfte u 
20 Prozent auf 400.000 Soldaten veffj^ 
gert. Baldige Folgeverhandlungen so[^ 
zusätzliche, drastische Truppenreduz' j 
rungen der sowjetischen Streitkräfte U 
eine weitergehende Verkleinerung <|e  c 

Bundeswehr ermöglichen. Damit 'cön
keji 

auch aus Gründen der Wehrgerechtig 
die Absicht verwirklicht werden, den 
z. Zt. auf 15 Monate festgelegten Gnj" 
Wehrdienst auf 12 Monate zu verrnin 

Gleichzeitig ist eine noch sinnvoller6 

Dienstgestaltung vorzusehen, die d«eJ 
gen Soldaten in geeignetem Maße ft* 
dert. An der Wehrpflichtarmee soll 0»^ 
zuletzt aus den bisher gemachten gute 

Erfahrungen festgehalten werden- 

Mit der Verminderung des Friedens^ 
fanges ist auch eine einschneidende 
Reduzierung des Verteidigungsumf3 {*fl. 
vorgesehen. Ein verändertes Reserv|s 

konzept mit weniger Wehrübungen 'jj 
eine Folge. Dies wird auch zu einer v 
lastung der Wirtschaft führen, insbeS 

dere der mittelständischen Betriebe- 

Einhellige Meinung war, den ^^^f» 
schütz als ergänzende Funktion in d'-y 

Bundeswehr aufzunehmen und g|el* 
tig die Infrastrukturmaßnahmen in ° 
sem Bereich zu verbessern. e 

Von besonderem Interesse war die r 
nach der Bedeutung der Marine- A 
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bjn 
ll8 wird die Marine wichtige Aufga- 

wejZu erfüllen haben, die möglicher- 
SiCLC ,m Rahmen einer Europäischen 
in verlle'tsstruktur auch über den Einsatz 
t\en °

rd" und Ostsee hinausgehen kön- 

Weu8eplante Verringerung der Bundes- 
Wrund der Abzug von NATO-Streit- 
aufiö

en u°d damit verbundene Standort- 
alle s^ngen führen zu Beunruhigung vor 
A.Ue J

n stl*ukturschwachen Regionen. 
dje    

ra8en, die das zivile Personal und 
beir^

schaftlichen Abhängigkeiten 
En(j .eri' sind sozialverträglich zu lösen. 
v0r ^ge Entscheidungen sind nicht 
fi,     yl/92 zu erwarten. 
f%       end wurde übereinstimmend 
CDO 

teUt: Die Öffentlichkeitsarbeit der 
^Usf mUß verbessert werden. Ungeteilte 
teivQ

lm.mung galt dem Vorschlag des Par- 
ierenden, Bundeskanzler Helmut 
nen j. al? Mandatsträger auf allen Ebe- 
offe 

l? Sicherheitspolitik der Union 
Feld  • Vertreten sollen. Wir dürfen das 
^nfr1Cllt anderen überlassen. Auch 
rer$ch8 mUß die CDU die Meinungsfüh- 
^ehait    *° der Verteidigungspolitik 

^fl^SBMK       B39I 
fo)g   ^ereinstimmung bestand in den 
l t     en Grundansichten: 

s Riht A 
^küMy    rei Lösungsansätze für den 
^eutschfen sicherheitspolitischen Status 
8en s "lands und damit für die zukünfti- 
^ATQ    

türen in Europa: Die KSZE, die 
PäiSc.  Und neu zu schaffende westeuro- 

e Slcherheitsstrukturen. Die KSZE 

ist in der Lage, die Bedeutung des militä- 
rischen Faktors durch Abrüstung soweit 
zu verringern, daß die anstehenden Pro- 
bleme überhaupt lösbar werden. Abrü- 
stung bedeutet zum einen Reduzierung, 
aber auch qualitative Veränderung hin zu 
Defensivität und schließlich und vor 
allen Dingen, daß Sicherheit vereinbart 
wird und Fragen der militärischen Struk- 
turen nicht mehr souverän auf nationaler 
Ebene entschieden werden, weil es völ- 
kerrechtlich verbindliche Vereinbarungen 
gibt. Allerdings bleiben militärische 
Anstrengungen auch in der Zukunft not- 
wendig, und diese zu organisieren, kann 
die KSZE nicht leisten. 

2. Die NATO ist die einzige intakte 
sicherheitspolitische Struktur in Westeu- 
ropa und daher unverzichtbar. Ihre Auf- 
gaben bleiben: 
Schutz vor den Unwägbarkeiten der 
sowjetischen Entwicklung, die Integra- 
tion des deutschen Potentials, und zwar 
in Zukunft des gesamtdeutschen Potenti- 
als und vor allen Dingen, drittens, die 
Grundlage zu bilden für die Entwicklung 
weiterführender europäischer Sicherheits- 
strukturen. 

3. Die zukünftigen militärischen Struktu- 
ren müssen übereinstimmen mit den poli- 
tischen Strukturen in Europa. Wieweit 
die Europäer zukünftig die Hauptverant- 
wortung für ihre Sicherheit übernehmen 
könnten, ist zum jetzigen Zeitpunkt noch 
nicht absehbar, aber daß europäische 
Sicherheitsstrukturen entwickelt werden 
müssen, ist unstreitig. Damit muß begon- 
nen werden, obwohl sie in der unmittel- 
baren Zukunft keinen Ersatz für die 
NATO sein können und klar ist, daß 
auch nach der Phase der politischen Kon- 
solidierung in Osteuropa und der Imple- 
mentierung von Abrüstungsvereinbarun- 
gen die USA nach wie vor neben der poli- 
tischen auch eine militärische Rolle in 
Europa spielen sollten. 
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Für diese Entwicklung ist wichtig, daß es 
bei den 2+ 4-Verhandlungen keine iso- 
lierten Lösungen für Deutschland gibt, 
beispielsweise Obergrenzen für deutsche 
Streitkräfte, weil damit die Bündnisober- 
grenzen bei den Verhandlungen in Wien 
unterminiert und folglich das bisherige 
Verfahren obsolet würde: Die NATO 
würde abrüstungspolitisch handlungsun- 
fähig gemacht. 

Johannes Ganz: Soziale 

Lage der Soldaten 
Zunächst einmal möchte ich mit Stolz auf 
die Leistungen verweisen, die von dieser 
Bundesregierung und den sie tragenden 
Koalitionsfraktionen für die Soldaten in 
den letzten acht Jahren erbracht wurden. 

Stellenplanverbesserungen: 
Wiedereinführung des Spitzendienstgrä- 
des für Unteroffiziere, 
2950 Stellen für den Uffz.bereich 
3460 Stellen für die Offiziere 
500 Hebungen von Al l nach A13 für die 
sog. „Hammelburger Hauptleute" 

Besoldung/Wehrsold: 
Wiedereinführung der Weiterverpflich- 
tungsprämie 
Erhöhung und Ausweitung der Ruhege- 
haltsfähigkeit der Zulagen 
Erhöhung des Wehrsolds im Zwei-Jahres- 
rhythmus 

Erhöhung des Weihnachts- und Entlas- 
sungsgeldes für Grundwehrdienstlei- 
stende 
Außerdem wurden die Leistungen nach 
dem Unterhaltssicherungsgesetz um 30 
Prozent erhöht und ihre Dynamisierung 
beschlossen. Es wurden das Überbrük- 
kungsgeld, Weihnachtsgeld und die Bei- 
hilfe bei Geburt für Ehefrauen von 
GWDL neu eingeführt. Wir haben end- 
lich die Gleichstellung Wehrübender aus 

der Freien Wirtschaft mit dem Offen1'1' 
chen Dienst herbeigeführt. Wir haben 
den § 55a SVG angepackt, mit der Fo* ' 
daß nunmehr 40 Prozent der Renten** J 
züge nicht auf die Pension angerechne 

werden. 
Als aktuellstes Beispiel darf ich die 
Beschlüsse des Haushaltsausschusses 
vom 28.3.1990 anführen. Grundlage n 
für waren die Anträge der ArbeitsgmPF 

Verteidigung: 
Zu den im Haushalt 1990 beschlossen* 
21 neuen Stellen für Oberstabsfeld*cD 

A9 mA kommen 180 Stellen hinzu-    ^ 
Zusätzlich werden 600 Dienstposten v 

A9 nach A9 m A angehoben. Für den 
Bereich A9 waren 91 neue Stellen eing 
richtet, für den Bereich A8 mA waren 
Haushalt 1990 258 neue Stellen vorge« 
hen; es kommen nun 500 Stellen hin* ; 
Dies sind keine Wohltaten, sondern es^ 
dazu angetan, den vorhandenen Stau 
Bereich der Unteroffiziere zu mildern- 
Trotz dieser positiven Bilanz bleibt d^ 
Verbesserung der sozialen Lage der•$ 
daten ein Dauerthema für alle Betend 
ten. In absehbarer Zeit sind noch einte 
wichtige Themen abzudecken auf de 
Gebiet der Wohnungsfürsorge und de 
Zulagenwesens. Weiter steht das The 
Beteiligungsrechte der Soldaten an- v 

Zeit, ein Gesetz über die Beteiligung8' 
rechte der Streitkräfte noch in dieser 
Legislaturperiode zu verabschieden, 
reicht nicht mehr. Wir werden aber de 
noch bis Ende des Jahres versuchen, 
wenigstens das Vertrauensmännerrec 
zu stärken. 
Das Thema Fürsorge für erwerbstätig   f. 
Frauen von Soldaten muß überdacht 
den. Es wird weiter der Erlaß zur D|e 

zeitbelastung erneuert, und die Betrag6' zeuoeiastung erneuert, und aie o^• — 
die für mehr Dienststunden gezanlt

nau- 
den, sollen verdoppelt werden. Ein V 
erthema wird der BesoldungsstellenP 
bleiben. 
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<5jiard Stoltenberg: 

^ie NATO als politischer 
^hrittmacher des neuen Europa 
ei,, *rhe»tspolitik bedeutet heute, auf 
fjjr ^ stabilen Fundament Konzepte 
Sie*1 neues System grenzüberschrei- 
Ö|i0|

r politischer, wirtschaftlicher, 
heits ^

c.ner und nicht zuletzt sicher- 
^ftn? ,*t'scner Zusammenarbeit in 
^ih • FOpa zu entwickeln. Eine auf 
%J1^ Selbstbestimmung und vor 
h b    ,eicnberechtigung aller Staa- 
ii, £ eruhende Friedensordnung 
w/°pa bleibt das zentrale Ziel 
,  erer Politik. 
Hrpu 
auße      

ase des Übergangs und der 
schen"'sicr»erheits- und wirtschaftspoliti- 
§an2,   Änderung Osteuropas sind wir 
schen ^

Sonders auf einen Kurs des politi- 
Hih       ausmus angewiesen. 
n'cht Utra''siertes Deutschland würde 
s°nde*Ur Stabilität Europas beitragen, 
blejbt

rtl Unsicherheit schaffen. Deshalb 
^ehr" le ^ntegration unserer Bundes- 
mjt(J

ln das System kollektiver Sicherheit 
<ietn xn Verbündeten Streitkräften auf 
Pübij. ^torium der heutigen Bundesre- 
l'sch .   eutschland militärisch wie poli- 
Der vj.eiternin von großer Bedeutung. 
^Ortga

andel im Ost-West-Verhältnis, der 
<Us £ ng der Rüstungskontrolle sowie 
schen iammenwachsen der beiden deut- 
sch a f

aaten werden Auswirkungen 
WtU ünsere Streitkräfte und deren 
- Ktl»rhabe- Wir "** '»äöen. 
> 

lr strpk 
^ahl H     n Jetzt eine Verringerung der 
*Uf40Qr aktiven Soldaten von 495.000 
Cllen b "•     an- Sie erfolgt im wesentli- 
^ei ^l^Qn Grundwehrdienstleistenden. 
nurbe     erufs-und Zeitsoldaten sind 

8renzte Veränderungen gegenüber 

den bisherigen Planungszielen vorgese- 
hen. Damit wird die Bundeswehr insge- 
samt zwar kleiner, aber zugleich profes- 
sioneller und moderner. Niemand sollte 
die tiefgreifenden Wirkungen dieser 
bereits beschlossenen Maßnahmen unter- 
schätzen. Wir planen einen Rückgang der 
Bundeswehr um fast 100.000 Soldaten 
und rechnen mit einem Rückgang der 
Zahl der US-Soldaten in Deutschland 
von rund 250.000 auf weniger als 200.000. 
Darüber hinaus ist unter den Bedingun- 
gen einer erheblichen Reduzierung der 
sowjetischen Streitkräfte im Zuge der 

Auszug aus der Rede vom 
29. März 1990 im Konrad- 

Adenauer-Haus: 
Die Bundeswehr in einem 

neuen sicherheitspolitischen 
Umfeld 

weiteren Wiener Verhandlungen eine 
Verkürzung des Wehrdienstes auf 12 
Monate vorstellbar. 
Wir sind dabei, die Eckwerte in einer Ein- 
zelplanung für Heer, Luftwaffe und 
Marine umzusetzen. Die Folgeprobleme 
für die Bundeswehrverwaltung mit fast 
200.000 zivilen Mitarbeitern werden 
ebenso untersucht. Auch der Verteidi- 
gungsumfang der Bundeswehr ist neu zu 
bestimmen. Heute beträgt er 1,34 Millio- 
nen Soldaten. Wir werden noch in diesem 
Jahr diese Zahl überprüfen und erheblich 
verringern. 
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Ebenso müssen wir die Struktur unserer 
Streitkräfte modifizieren und anpassen. 
Mit der Verringerung des aktiven 
Umfangs wird in allen Teilstreitkräften 
eine Verringerung der Zahl der Verbände 
einhergehen. Dies steht im Einklang mit 
unserer Erwartung, daß es in Wien insbe- 
sondere zu einer Reduzierung bei 
bestimmten Hauptwaffensystemen der 
Land- und Luftstreitkräfte kommen wird. 
Es bleibt aber weiterhin der politische 
Grundsatz der Bundesregierung, daß die 
Bundeswehr auch in den neunziger Jah- 
ren in der Lage sein muß, ihren Auftrag 
und ihre Bündnisverpflichtungen mit 
modernen Streitkräften zu erfüllen. Wir 
wissen, daß eine verantwortungsbewußte 
Sicherheitspolitik trotz der Verbesserung 
der allgemeinen politischen Rahmenbe- 
dingungen und fortschreitender Abrü- 
stung auf militärische Vorsorgemaßna.h- 
men zur Kriegsverhinderung und Kon- 
flikteindämmung angewiesen bleibt. Ein 
neues europäisches Sicherheitssystem ist 
nur möglich auf der Grundlage gesicher- 
ter Verteidigungsfähigkeit in einem hand- 
lungsfähigen und solidarischen Bündnis. 

Die Fundamente von 
Stabilität und Sicherheit  
Heute beweist sich, daß die Integration 
Westeuropas, das Bündnis mit unseren 
nordamerikanischen Partnern und unser 
gemeinsamer Selbstbehauptungswille 
gegenüber der totalitären Gefährdung 
unserer Freiheit zu den zentralen Funda- 
menten europäischer Stabilität und 
Sicherheit gehören. Dazu zählt unverän- 
dert auch unser deutscher Verteidigungs- 
beitrag im Bündnis. 
Die Wahrnehmung und Gestaltung der 
europäischen Zukunft sowie die Verbes- 
serung des West-Ost-Verhältnisses kön- 
nen auch weiterhin nur auf der Grund- 
lage des westlichen Bündnisses und der 

weiterbestehenden Präsenz amerika 
scher Streitkräfte in Zentraleuropa l [(. 
gen. Es wäre ein schwerwiegender8 

gischer Irrtum, bei der zunehmende 
Erosion des Warschauer Paktes, <lu   zu 
Gegenzug, die NATO zur Disposi«0 

stellen. Im Gegensatz zum Warschau^ 
Pakt war das Atlantische Bündnis ste 
ein partnerschaftliches Bündnis zum 
Erhalt der Freiheit. 

Unsere Verteidigungsfähig^e 

muß erhalten bleiben *S 
Unserer Politik und dem westliche11 

Bündnis stellen sich für die neunzig 
Jahre folgende konkrete Aufgaben- 
Q Die Aufrechterhaltung unserer _^ 

teidigungsfähigkeit, um jede AggreSS 

und somit jeden Krieg in oder gegen ^ 
Europa zu verhindern. Die Wahrumj . e 

Sicherheit bleibt Grundlage und A« * 
der Freiheit. Allerdings wird die Sie 
heit in Europa langfristig auf einem 
erheblich reduzierten Niveau k°nV^,gttf' 
neller und nuklearer Streitkräfte ge 

leistet werden. 
n<"- Wir verfolgen eine Politik, die ein ö   , 

wendiges Minimum der Rüstungen 
ein Höchstmaß an Sicherheit in eme 

Stabilitätskonzept verbindet. 
Die Veränderung im internationale 
Umfeld wird langfristig auch zu ein.|i($fi' 
Fortentwicklung in Strategie und m» 
scher Struktur des Bündnisses funr^efl 
Unsere nuklearen und konventione 
Streitkräfte dienen dann weniger de 
direkten Abschreckung als der Abs»    j, 
rung und Stabilisierung eines vertrag 
vereinbarten Systems gegenseitige1, 

Sicherheit in Europa. 

Q Ausgestaltung, Überwachung^ ^5 
vor allem dynamische Fortschreibu 

gegenwärtigen Rüstungskontrollpr° -0, 
ses. Fin Abkommen über die konv 
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S ? Streitkräfte ist der Eckpfeiler der 
wj^s gewollten neuen Sicherheits- 

Di 
Europa. 

Eur  
le Politische Neuorganisation 

fo?[ Mit der Fortschreibung des 

>r( 
rozesses bietet sich für die Mit- 

hat/ d^r Bündnisse und die neutralen 
\t^} e'n geeignetes Forum an, um die 
Pas un

en Sicherheitsfragen Gesamteuro- 
verhg T ^moez>ehung Nordamerikas zu 
Putsch   n- Dabei ist die Lösung der 
h$    en Frage mit den Überlegungen 
archit lneuen europäischen Sicherheits- 
rat L      r zu verbinden sowie ein Kon- 
heit? 

0perativer, abgestimmter Sicher- 
ten^ , entwickeln und schließlich in völ- 
K     Wichen Normen festzulegen. 
V Festi schen ^llgung und Ausbau der Europäi- 

aerneinschaft in transatlantischer 
üHd ty   ,Ve- Im Prozeß der europäischen 
^tiej^P^itischen Veränderungen rückt 
lUngs 5

end die Frage der Verantwor- 
<W se- ei,Ur>g in den Vordergrund. An 
Verslä'

e Nordamerikas hat Westeuropa 
^PoT ?olitische> aber aucn sicner- 
?lr> K. Ui.scne Verantwortung auf unse- 
^ertl ,ntlr»ent und darüber hinaus zu 
IStauchrren"In diesem Zusammenhang 
s'cher,    ie Frage nach einer verstärkten 
Sw ^Politischen Kooperation West- 

m*z* stellen. 

la»»       —" "  

^^oW611 *"r ^en Neuaufbau 
^J^tischer Strukturen 

H len!jWeltpontiscnen Veränderungen 
S°krle Chance für den Neuaufbau 
H E,atlscher Strukturen auch außer- 
** eich°Pas Und Nordamerikas- aMeJVp.lst es unsere heutige Aufgabe, 
r*'er Knnftrenzun8 und Bei,egung regio- 

ch mit       te außerhalb Europas poli- 
Vrs^Uwirken. Angesichts möglicher 
re|»giös f

annungen durch unkontrollierte 
Undarnentalistische und nationa- 

listische Strömungen, Terrorismus und 
Waffenproliferation, aber auch Drogen- 
handel und der zunehmenden Probleme 
der Entwicklungsländer ist eine gemein- 
same Politik der westlichen Industriena- 
tionen notwendiger als jemals zuvor. 
Die NATO als politischer Schrittmacher 
des neuen Europa, die Fortführung des 
KSZE-Prozesses, weiterführende Schritte 
in der Rüstungskontrolle, die Vertiefung 
der westeuropäischen Integration im 
Rahmen der EG, verbunden mit einem 
Kooperations- und Assoziierungsangebot 
an die Staaten Osteuropas — das ist also 
der Rahmen, in dem sich die endgültige 
Überwindung der Teilung Deutschlands 
und Europas vollziehen muß. 

Raschen Ausbau der 
Gymnasialstufe in der 
DDR gefordert 
Einen raschen und zügigen Ausbau 
der Gymnasialstufe und die Grün- 
dung eigenständiger Gymnasien in 
der DDR haben der Vorsitzende des 
Deutschen Philologenverbandes, 
Bernhard Fluck, und der Vorsit- 
zende des Philologenverbandes der 
DDR, Peter Luecke, auf einer 
gemeinsamen Sitzung am 23. April 
1990 in Ost-Berlin mit Nachdruck 
gefordert. 

Nur wenn die Einheitsschule der 
DDR zu einem differenzierten, begab- 
tenfördernden und leistungsbezoge- 
nen Bildungswesen umgestaltet wird, 
können die Defizite der DDR-Abitu- 
rienten abgebaut und ihre Wettbe- 
werbsfähigkeit im deutsch-deutschen 
und europäischen Vergleich gesichert 
werden. 
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Trauer um 
Helmut Lemke 
In einem Brief an Frau Annemarie 
Lemke, Witwe des verstorbenen 
früheren schleswig-holsteinischen 
Ministerpräsidenten Helmut 
Lemke, hat der Vorsitzende der 
CDU Deutschlands, Bundeskanzler 
Helmut Kohl, die Verdienste 
Lemkes gewürdigt: 

Die Nachricht vom plötzlichen Tod 
Ihres Gatten erfüllt mich mit großer 
Trauer. Ihnen und Ihrer Familie 
möchte ich meine tiefempfundene 
Anteilnahme und mein herzliches Bei- 
leid über den schmerzlichen Verlust 
aussprechen. 

Helmut Lemke gehörte zu den großen 
und prägenden Persönlichkeiten der 
Nachkriegsgeschichte Schleswig-Hol- 
steins. Als Kultus- und Innenminister, 
als Ministerpräsident von 1962 bis 
1971 und danach als Präsident des 
Landtages hat er über viele Jahre hin- 
weg in führenden Positionen Verant- 
wortung getragen und die Politik des 
Landes maßgeblich mitgestaltet. 

Er hat von 1964 bis 1971 als Landes- 
vorsitzender das Gesicht der Christ- 
lich Demokratischen Union in Schles- 
wig-Holstein entscheidend mitgeprägt. 
Bis zuletzt hat er sich — auch in 
schwieriger Zeit — mit seiner Erfah- 
rung und seinem großen persönlichen 
Ansehen für die Union eingesetzt. 

Weil er in seiner Heimat fest verwur- 
zelt war und er im besten Sinne des 
Wortes Charakter und Eigenart der 
Schleswig-Holsteiner verkörperte, 

gewann er das Vertrauen der Men* . 
sehen, und — dank seines unverWe 

seibaren Humors — auch ihre Hei"2 

Seine Lebensleistung ist beispiel"^ 
dafür, daß in der Demokratie Gx°\ 
im Dienste der Menschen nur leis 
kann, wer stets mit ihnen fest vert» 

pol«' 
den bleibt. 
Mich haben sein Verständnis der 
tik und sein Handeln aus christhc 

Verantwortung, seine Aufrichtige   \ 
Gradlinigkeit und seine Festigt'1   <s 

beeindruckt. Er war für mich men 
ein verläßlicher Partner. Mit ihm n 
ich einen Freund und guten Kam 
den verloren, dem ich großen Dan 

schulde. 
Die Christlich Demokratische Lln«^ 
trauert um Helmut Lemke. Er hat t 
um unser Vaterland verdient g^m 
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„Ohne Frauen ist kein Staat zu 
machen" — dieses Motto hat die 
Frauen-Union auf ihren Aufkleber 
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Frauen-Union in Ost und West ent- 
wickelt wurde. Er steht ab sofort 
für Ihre Aktionen und Veranstal- 
tungen im IS-Versandzentrum, 
Postfach 13 28, 4804 Versmold, zur 
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